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1. Grundsätzliche Problematik:

Die angesprochenen Normsetzungen und Forderungen an Strukturen  und Orgsnisation des hamburger Strafvollzuges erscheineden Rn illusorisch angesichts der gegenwärtigen finanziellen Ressourcen und besteealitäten. Daher steht zu erwarten, dass die Fprderungen des Gesetzesentwurfes nicht erfüllt werden - dafür sprechen auch die vielfältig eingearbeiteten „soll“- Formulierungen.

2. Zusammenfassende Grundprobleme:

Eingang- und Förderuntersuchungen wie auch persönlichkeitspsychologische  Begutachtung außerhalb der Psychosendiagnostik ist Sache  des Diplompsychologen, ggf. als Fachpsychologe für Rechtspsychologie oder Fachpsychologe für Klinische Psychologie (Analogregelung wie WaffRG). 

Sie müssen auch den Regelungen der Eignungsdiagnostiknorm DIN 33430 folgen.

Das Psychotherapeutengesetz sieht auch die Behandlung  durch psychologische Psychotherapeuten resp. psychologische Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten vor. Daher sollten diese Berufsbezeichnungen auch im Gesetz stringent verwendet werden.

3. Anmerkungen im Einzelnen:
Anmerkung zu §6(1) Ziff 3:

hier fehlt die umfassende psychologische Untersuchung insbesondere im Jugendvollzug.

eine ärztliche Untersuchung kann hier keine fachlichen Informationen liefern!!!!

Es fehlen auch die Hinweise auf §8, in denen keine direkte psychologische Untersuchung erwähnt wird.
Zu §7 (1) – (4) 

§7(1) und (4) müssen den Verweis auf eine genuin fachpsychologische Leistung  enthalten, da zu vermuten ist, daß eine psychologische Begutachtung bereits zum Prozeß durchgeführt wurde und somit eine fachliche Explikation der weiteren Perspektiven im Strafvollzug (insbesondere im Jugendstrafvollzug) geleistet werden muß.
Zu §8(2) Ziff 8 – 11; (3) und (4) 

§8(1)Ziff8-11 und §9 insgesamt erfordern unabdingbar psychologische Fachkompetenz, da es hier um "psychische Eignungsprobleme" handelt, die u.a. in DIN33430 als psychologische Kompetenzen festgeschrieben wurden.
§11(5)

Formulierung „schriftliche Stellungnahme einer psychologischen Fachkraft, die nicht mit dem Gefangenen therapeutisch befasst ist, oder ein psychiatrisches Gutachten…“

Hier wird fachlich falsch unterschieden zwischen „psychologischer Stellungnahme „ und „psychiatrischem Gutachten“:

Eine psychologische Stellungnahme ist lt. Gutachtenrichtlinien von einem Psychologen zu erbringen ohne dass er den Probanden persönlich untersucht.

Aus Sicht der Sektion muß darauf hingewiesen werden, dass hier unter Beiziehung von (persönlichen) Verhaltensdaten aus den Akten des Strafvollzuges auch eine fachlich begrenzte Untersuchung durch einen Rechtspsychologen erfolgen muß, nur eine solche Untersuchung ist dem fachlich korrekten psychiatrischen Gutachten  gleichwertig.

§35(4) in Verbindung mit §36(5)

 hier sollte eine psychologische Eignungsprüfung vorgesehen werden, um dem Ausbildungs- und Fördergedanken gerecht zu werden.

§62 Ziff. 1

hier sollte dem Psychotherapeutengesetz Rechnung getragen werden und ausdrücklich auch von Behandlung durch psychologische Psychotherapeuten gesprochen werden.

§65(3) 
sollte im Jugendstrafvollzug erweitert werden, indem eine Behandlung auch außerhalb eines Krankenhauses möglich ist, wenn es keine Sicherheitsbedenken gibt.

Dies trägt dem Umstande Rechnung, daß psychologische  Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten nicht in ausreichendem Maße in ZKH und anderen Krankenanstalten zur Verfügung stehen.
§77(1)

Es ist unklar, ob Anstaltsärzte in jedem Falle über ausreichende psychologische oder psychiatrische Kenntnisse verfügen, um eine seelische Notlage feststellen zu können. Psychologische Krisen außerhalb psychotischer Schübe dürften nur von Fachpsychologen für Klinische Psychologie, fachpsychologen für Rechtspsychologie und psychologischen Psychotherapeuten hinreichend valide beurteilt werden können, da sie Gegenstand ihrer Ausbildung sind.
§124 (2) Satz 2:

die Einschränkung auf "erhebliche" Gefahren bedeutet einen Fortschritt.

Die nicht geregelte Einspruchs- und Prüfungsmöglichkeit durch eine Instanz außerhalb der Anstalt weckt Bedenken.

§124 (4)

Die klare fachaufsichtliche Regelung für die Psychologen ist sehr zu begrüßen.
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